
einer vom Arzt bestätigten medizinischen oder sozialen Notlage 
möglich ist, lehnen wir ab. Warum? Weil nachweislich der seit 
1871 geltende § 218 zu keiner Zeit Schwangerschaftsabbrüche re­
duziert hat, weil er ein Recht des Staates gegenüber der Frau 
und nicht, wie in der DDR, das Recht der Frau gegenüber dem 
Staat regelt, weil er somit eine Fremdbestimmung darstellt, weil 
den Frauen in der DDR die bisher gebotene Möglichkeit der 
selbstbestimmten und selbstverantworteten Mutterschaft wie­
der entzogen wird, weil diese gravierende Umstellung einer Dis­
kriminierung der Frauen gleichkommt, weil eine solche Lösung 
die Gefahr in sich birgt, illegale, oft lebensgefährliche Schwan­
gerschaftsabbrüche vornehmen zu lassen.

Da in einigen europäischen Ländern Schwangerschaftsabbrü­
che keinen gesetzlichen Beschränkungen unterliegen, könnte 
eine Frau auch in einem solche Land ihr Recht geltend machen, 
vorausgesetzt, sie hat das nötige Geld dazu.

Werte Abgeordnete! Wir vertreten die Beibehaltung der Fri­
stenregelung nicht, um Frauen zu animieren, ihre Kinder nicht 
auszutragen, keineswegs, denn wir sehen in jedem neugebore­
nen Menschenleben eine Bereicherung und Verschönerung, 
und jedes nichtausgetragene Kind ist in unseren Augen ein Ver­
lust für unser Menschsein.

(Beifall)

Wir vertreten ebenso den Standpunkt, daß Interruptionen we­
der als Mittel zur Empfängnisverhütung noch als ein geeignetes 
Mittel zur Familienplanung verstanden werden dürfen.

(Beifall)

Schwangerschaftsabbruch, das ist wirklich die letzte Möglich­
keit, um eine ungewollte Mutterschaft zu verhindern. Wir ver­
treten die Fristenregelung, um Frauen in einer schwierigen Si­
tuation, die wir als Ausnahme verstanden wissen wollen, die 
Möglichkeit zu geben, letztlich selbst zu entscheiden; denn 
schließlich tragen auch sie und nicht der Staat die Hauptverant­
wortung für das heranwachsende Kind.

(Beifall bei der PDS, vereinzelt bei den Liberalen)

Es geht uns hier um innere Werte, um sozial-ethische Haltun­
gen. Die kann man bekanntlich nicht verordnen. Verbot und 
Fremdbestimmung widersprechen zudem unserem Anspruch 
auf persönliche Freiheit. Freiheit aber ist Selbstbestimmung, 
und Freiheit sollte auch unteilbar sein und nicht etwa zerfallen 
in eine Freiheit für Männer und eine andere für Frauen.

(Beifall)

Ich bin mir sicher, daß Sie, meine Herren Abgeordnete, mir 
da zustimmen. So wie es kein Gesetz gibt, das die Selbstbe­
stimmung der Männer in irgendeiner Weise einschränkt, wen­
den sich erfreulicherweise auch viele Männer dagegen, daß ge­
rade uns Frauen bezüglich der Mutterschaft und unseres eige­
nen Körpers das Recht auf Selbstbestimmung abgesprochen 
wird.

Werte Abgeördnete! Es wird ein Prüfstein und Gradmesser für 
die angestrebte Qualität zwischenmenschlicher Beziehungen 
und für eine sozial gestaltete Marktwirtschaft sein, ob und wie 
oft sich Frauen für und nicht gegen das Leben entscheiden. Ge­
stalten wir unsere Politik nach dem Beispiel der Niederlande, die 
den Nachweis erbringen, daß auch ohne Strafandrohung eine 
absolut niedrige Quote bei Schwangerschaftsabbrüchen erreich­
bar ist. Vertrauen wir uns gegenseitig, daß wir fähig sind, aus 
Ehrfurcht und Verantwortung, aus Achtung vor dem Leben in 
freier Selbstbestimmung verantwortungsbewußt entscheiden 
zu können.

(Beifall)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Anfrage? -

Be rend (CDU/DA):

Frau Abgeordnete, sind Sie nicht der Meinung, daß das Recht 
auf Leben das fundamentalste Recht überhaupt ist und über 
dem Recht der Selbstbestimmung der Frau steht? Und sind Sie 
sich darüber im klaren, wenn die Fristenregelung, wie sie derzeit 
in der DDR existiert, beibehalten wird, daß dann ein Einwande­
rungstourismus hier einsetzen wird und unsere Kliniken - ich 
gebrauche dieses Wort jetzt bewußt - zu Schlachthöfen ungebo­
rener Kinder für ganz Deutschland werden?

(Unmutsäußerungen und starke Unruhe im Saal)

Frau Zschoche (PDS):

Herr Abgeordneter, zu Ihrer ersten Frage: Ich hatte eingangs 
erwähnt, daß es zwischen dem Selbstbestimmungsrecht der 
Frau und dem Lebensrecht des im Mutterleib heranwachsenden 
Kindes eine enge Verbindung gibt. Ich bin dagegen, daß man die­
se beiden Rechte gegeneinander ausspielt.

(Beifall, vor allem bei der PDS)

Und wenn Sie mir zugehört haben, die DDR ist nicht das einzi­
ge Land, wo dann Abtreibungstourismus funktionieren könnte. 
Man kann nach Schweden, man kann nach Jugoslawien, man 
kann in die UdSSR und dort das gleiche Recht geltend mache 
Das ist für mich auch kein Argument. "

(Beifall, vor allem bei der PDS)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Gestatten Sie noch eine Anfrage? -

Frau Brudlewsky (CDU/DA):

Würden Sie wirklich, wenn eine Übergangsregelung zustande 
kommen würde, den Wortlaut der jetzigen Fristenregelung so 
übernehmen wollen, wie er dasteht? Zum Beispiel entspricht das 
Wort „Unterbrechung“ überhaupt nicht den Tatsachen, denn es 
handelt sich nicht um eine Unterbrechung der Schwangerschaft, 
sondern um einen Abbruch. Es geht ja nichts weiter hinterher.

Und außerdem, sollte man nicht wenigstens den Passus än­
dern, daß dieses Recht auf Unterbrechung der Schwangerschaft 
als eine Möglichkeit der Empfängnisverhütung weiterhin be 
nannt wird? Wären Sie nicht meiner Ansicht, daß dieses Gesetz, 
wenigstens überarbeitet werden müßte?

Frau Zschoche (PDS):

Frau Brudlewsky, ich habe in meinen Ausführungen betont, 
daß ich unbedingt dafür bin, daß diese Fristenregelung besser, 
modifizierter gestaltet wird. Und die Partei des Demokratischen 
Sozialismus hat gestern unsere Ministerin darüber informiert, 
daß wir die Initiative ergreifen, sicher unterstützt von Frauen 
auch in der SPD und sicherlich auch von Ihnen, daß wir eine sol­
che Sache sofort und umgehend in die Hand nehmen.

Frau Brudlewsky (CDU/DA):

Dann wollte ich nur noch fragen, weil Sie vorhin die Niederlan­
de erwähnten: Ist Ihnen bekannt, daß in den Niederlanden 
hauptsächlich die christlichen Einwohner dieses Recht nicht in 
Anspruch nehmen und hauptsächlich Ausländer dieses Recht in 
Anspruch nehmen? Aber das ist aus einer ganz anderen Grund­
lage heraus so.
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(Zuruf von der PDS: Ist doch nicht Pflicht!)


